
 

Industrie- und Handelskammer des Saarlandes 
Postanschrift: IHK Saarland │ 66104 Saarbrücken │ Büroanschrift: Franz-Josef-Röder-Straße 9 │ 66119 Saarbrücken 
Tel. 0681/9520-0 │ Fax 0681/9520-888 │ E-Mail: info@saarland.ihk.de │ Internet: www.saarland.ihk.de 

Newsletter  
Datenschutz 

Ausgabe Nr. 02 | 2025 
 
 

 
 
 
 
 
 

In dieser Ausgabe: 
 

EU-Kommission muss Schadensersatz wegen Datenschutzverstoß zahlen ............... 2 

Zwingende Auswahl der Anrede ist DSGVO-Verstoß .................................................. 2 

Telefonwerbung ohne Einwilligung unzulässig ............................................................ 3 

KI-Verordnung: Erste Vorschriften in Kraft................................................................... 4 

VERANSTALTUNGEN ................................................................................................ 5 

„Early Bird-Reihe zum Arbeitsrecht“ ........................................................................ 5 

 



 

2/6 
 

EU-Kommission muss Schadensersatz wegen Datenschutzverstoß zahlen 
Der EuGH hat entschieden, dass ein Besucher einer von der EU-Kommission betrie-
benen Website, einen Anspruch auf Schadensersatz hat.  
 
Auf der Website der Konferenz zur Zukunft Europas können sich Seitenbesucher für 
Veranstaltungen über die Funktion „Mit Facebook anmelden“ anmelden. Ein in 
Deutschland lebender Bürger sah darin einen Datenschutzverstoß. Bei seinen Besu-
chen der Website seien ihn betreffende personenbezogene Daten an Meta Platforms, 
Inc. übermittelt worden, insbesondere seine IP-Adresse sowie Browser- und Gerätein-
formationen. Zum Zeitpunkt der Datenübertragung bestand kein angemessenes 
Schutzniveau. Zudem habe die EU-Kommission keine geeigneten Schutzmaßnahmen 
genannt, die die Datenübermittlungen zu rechtfertigen konnten. Er verlangt Schadens-
ersatz.  
 
Der EuGH hat festgestellt, dass die Kommission mit dem Hyperlink „Anmelden mit 
Facebook“ die Voraussetzungen für die Übermittlung der IP-Adresse des Betroffenen 
an Meta geschaffen hat. Zum Zeitpunkt der Datenübermittlung gab es aber keinen 
Beschluss, mit dem festgestellt worden wäre, dass die Vereinigten Staaten für die per-
sonenbezogenen Daten der Unionsbürger ein angemessenes Schutzniveau geboten 
hätten. Weiter stellt das Gericht fest, dass die EU-Kommission einen hinreichend qua-
lifizierten Verstoß gegen eine Rechtsnorm, die bezweckt, dem Einzelnen Rechte zu 
verleihen, begangen hat. Das Gericht sprach dem Betroffenen einen Schadensersatz 
in Höhe von 400 Euro zu. 
 
EuGH, Urteil vom 8. Januar 2025, T-354/22 
 
Quelle: PM des EuGH vom 8. Januar 2025 
 
 

Zwingende Auswahl der Anrede ist DSGVO-Verstoß 
Die Erhebung von Daten hinsichtlich der Anrede der Kunden ist nicht zwingend erfor-
derlich, auch nicht, wenn sie darauf abzielt, die geschäftliche Kommunikation zu per-
sonalisieren. Das hat der EuGH entschieden. 
 
Das französischen Eisenbahnunternehmen SNCF Connect verlangt beim Onlineer-
werb von Fahrscheinen von seinen Kunden die Angabe der zutreffenden Anrede 
(„Herr“ oder „Frau“). Ein Verband sah darin einen Verstoß gegen die DSGVO, insbe-
sondere im Hinblick auf den Grundsatz der Datenminimierung, da die Anrede, die einer 
Geschlechtsidentität entspreche, keine für den Erwerb eines Fahrscheins erforderliche 
Angabe sein dürfte. Die französische Aufsichtsbehörde CNIL wies eine entsprechende 
Beschwerde mit der Begründung zurück, dass diese Praxis keinen Verstoß gegen die 
DSGVO darstelle. 
 
Der EuGH wurde im weiteren Verlauf angefragt. Er weist darauf hin, dass nach dem 
Grundsatz der Datenminimierung, mit dem der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zum 
Ausdruck gebracht wird, die erhobenen Daten dem Zweck angemessen und erheblich 
sowie auf das für die Zwecke der Verarbeitung notwendige Maß beschränkt sein müs-
sen. 
  

https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2025-01/cp250001de.pdf
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Die DSGVO enthält eine erschöpfende und abschließende Liste der Fälle, in denen 
eine Verarbeitung personenbezogener Daten als rechtmäßig angesehen werden 
kann: Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Verarbeitung (1.) für die Erfüllung 
eines Vertrags, dessen Vertragspartei die betroffene Person ist, oder (2.) zur Wahrung 
der berechtigten Interessen des Verantwortlichen dieser Verarbeitung oder eines Drit-
ten erforderlich ist. 
 
Was den ersten dieser beiden Rechtfertigungsgründe anbelangt, muss die Verarbei-
tung von Daten für die ordnungsgemäße Erfüllung des Vertrags objektiv unerlässlich 
sein, damit sie für die Erfüllung eines Vertrags als erforderlich angesehen werden 
kann. In diesem Zusammenhang erscheint eine Personalisierung der geschäftlichen 
Kommunikation, die auf einer anhand der Anrede des Kunden angenommenen Ge-
schlechtsidentität beruht, nicht objektiv unerlässlich, um die ordnungsgemäße Erfül-
lung eines Schienentransportvertrags zu ermöglichen. Das Eisenbahnunternehmen 
könnte sich nämlich für eine Kommunikation entscheiden, die auf allgemeinen und in-
klusiven Höflichkeitsformeln beruht, die in keinem Zusammenhang mit der angenom-
menen Geschlechtsidentität der Kunden stehen, was eine praktikable und weniger ein-
schneidende Lösung wäre. 
 
In Bezug auf den zweiten Rechtfertigungsgrund stellt der Gerichtshof unter Hinweis 
auf seine einschlägige ständige Rechtsprechung klar, dass die Verarbeitung von Da-
ten hinsichtlich der Anrede der Kunden eines Transportunternehmens, die darauf ab-
zielt, die geschäftliche Kommunikation aufgrund ihrer Geschlechtsidentität zu perso-
nalisieren, nicht als erforderlich angesehen werden kann, wenn (1.) diesen Kunden bei 
der Erhebung dieser Daten nicht das verfolgte berechtigte Interesse mitgeteilt wurde, 
oder (2.) die Verarbeitung nicht innerhalb der Grenzen dessen erfolgt, was zur Ver-
wirklichung dieses berechtigten Interesses unbedingt notwendig ist, oder (3.) in Anbe-
tracht aller relevanten Umstände die Grundrechte und Grundfreiheiten dieser Kunden 
gegenüber diesem berechtigten Interesse überwiegen können, insbesondere wegen 
der Gefahr einer Diskriminierung aufgrund der Geschlechtsidentität. 
 
EuGH, Urteil vom 9. Januar 2025, C-394/23 
 
Quelle: PM des EuGH vom 9. Januar 2025 
 
 

Telefonwerbung ohne Einwilligung unzulässig 
Wer in allgemein zugänglichen Verzeichnissen veröffentlichte Telefonnummern von 
Zahnarztpraxen speichert, um Telefonwerbung zu betreiben, kann sich nicht auf den 
in Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO geregelten Erlaubnistatbestand der Wahrung berechtigter 
Interessen berufen, sofern nicht eine zumindest mutmaßliche Einwilligung der betroffe-
nen Zahnärzte im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 1 UWG vorliegt. Das hat das Bundesver-
waltungsgericht entschieden. 
 
Die Klägerin kauft Edelmetallreste von Zahnarztpraxen an. Hierzu erhebt sie aus öf-
fentlich zugänglichen Verzeichnissen - wie z.B. den Gelben Seiten - Namen und Vor-
namen des Praxisinhabers, die Praxisanschrift sowie die Telefonnummer. Die von ihr 
gespeicherten Kontaktdaten nutzt sie, um durch Telefonanrufe bei den Zahnarztpra-
xen in Erfahrung zu bringen, ob die Angerufenen Edelmetalle an sie verkaufen möch-
ten. 
 



4/6 

Im Januar 2017 ordnete die beklagte saarländische Datenschutzaufsichtsbehörde die 
Untersagung der Werbemaßnahmen auf Grundlage der damals geltenden Regelun-
gen an.  
 
Das Bundesverwaltungsgericht hat entschieden, dass bei der Beurteilung, ob die Da-
tenverarbeitung zur Wahrung eines „berechtigten Interesses" erfolgt, die Wertungen 
des § 7 Abs. 2 Nr. 1 UWG zu berücksichtigen sind.  
 
Bei den Telefonanrufen handelt es sich um eine unzumutbare Belästigung. Es lag 
keine Einwilligung zur Werbung durch die Inhaber der Zahnarztpraxen, auch keine 
mutmaßliche, vor. Durch die Veröffentlichung der Telefonnummern der Zahnärzte in 
öffentlich zugänglichen Verzeichnissen kann nicht daraus geschlossen werden, dass 
die Zahnärzte mit Werbeanrufen einverstanden sind. Vielmehr dient die Veröffentli-
chung dazu, die Erreichbarkeit für Patienten zu gewährleisten. Der Verkauf von Edel-
metallresten zur Gewinnerzielung ist zudem weder typisch noch wesentlich für die Tä-
tigkeit eines Zahnarztes ist. 
 
Quelle: PM des BVerwG vom 29. Januar 2025 
 
BVerwG, Urteil vom 29. Januar 2025, 6 C 3.23 
 
 

KI-Verordnung: Erste Vorschriften in Kraft  
Die KI-Verordnung ist am 1. August 2024 in Kraft getreten. Die Regelungen werden 
schrittweise in den nächsten Jahren wirksam, um den betroffenen Unternehmen aus-
reichend Zeit zur Umsetzung zu geben. 
 
Seit dem 2. Februar 2025 dürfen KI-Systeme, die ein unannehmbares Risiko (sog. 
verbotenen Praktiken) darstellen, nicht mehr verwendet werden. Die EU-Kommission 
hat angekündigt, Leitlinien zu verbotenen KI-Praktiken zu veröffentlichen, um die Ein-
haltung der Verordnung sicherzustellen.  
 
Nach Art. 4 KI-VO sind Anbieter und Betreiber von KI‑Systemen dazu verpflichtet, 
Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass ihr Personal und andere Personen, 
die in ihrem Auftrag mit dem Betrieb und der Nutzung von KI‑Systemen befasst sind, 
über ein ausreichendes Maß an KI‑Kompetenz verfügen. 
  

https://www.bverwg.de/pm/2025/5
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VERANSTALTUNGEN 
 
 
„Early Bird-Reihe zum Arbeitsrecht“ 
 

▪ Einstellung von Mitarbeitern: Was ist alles zu beachten? 
Dienstag, 11. März 2025, 8.30 - 9.30 Uhr, Onlineveranstaltung 

 

Anmeldungen bis 10. März 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 

 
 

▪ Der Arbeitsvertrag: Was muss und was sollte drinstehen? 
Dienstag, 8. April 2025, 8.30 - 9.30 Uhr, Onlineveranstaltung 
 
Anmeldungen bis 7. April 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de 
oder per Direktlink. 

 
 

▪ Arbeitszeit: Was geht und was geht nicht? 
Dienstag, 13. Mai 2025, 08:30 - 09:30 Uhr, Onlineveranstaltung 

 

Anmeldungen bis 12. Mai 2025 2022 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 

 
 

▪ Arbeitszeugnis: Wer schreibt, bleibt!? 
Dienstag, 10. Juni 2025, 8.30 - 9.30 Uhr, Onlineveranstaltung 

 

Anmeldungen bis 6. Juni 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de 
oder per Direktlink. 

 
 
 
 
  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=C3AA41C435856DBD605D3BFC4BAA439D&ACTION=ViewPageView&MODULE=Frontend&PageView.PK=15&Document.PK=18720
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=C3AA41C435856DBD605D3BFC4BAA439D&ACTION=ViewPageView&MODULE=Frontend&PageView.PK=15&Document.PK=18721
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=C3AA41C435856DBD605D3BFC4BAA439D&ACTION=ViewPageView&MODULE=Frontend&PageView.PK=15&Document.PK=18722
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Early_Bird_Arbeitszeugnis_Wer_schreibt,_bleibt_Webinar-15-18723.html
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